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Pressemitteilung 

Wer nicht wagt, der nicht gewinnt 
Es muss ein Ruck durch Köln gehen! 

Seit Jahren, wenn nicht seit Jahrzehnten, wird in Köln der mangelnde Wohnungsbau 
beklagt. Seitdem gibt es viele Absichtserklärungen, Sitzungen, Arbeitskreise, Studien und 
Aufrufe. Was hat sich aber wirklich geändert? 

Die Zahlen sind ernüchternd. Im Jahr 2024 mussten wir die geringsten 
Baufertigstellungen im Wohnungsbau beklagen. Bei den Baugenehmigungen sieht es 
nicht viel besser aus. Das lässt für die kommenden Jahre nichts Gutes befürchten. 

Wie also kommen wir aus dem tiefen Tal heraus? 
Vor allem muss in Köln etwas am „Mindset“ geändert werden. Viel zu oft ist zu 
beobachten, dass sich in Politik und Verwaltung - obwohl sie alle das gleiche Problem 
beklagen - nicht ausnahmslos hinter dem gleichen Ziel versammeln. Geht es nach den 
Absichtserklärungen ans „Eingemachte“, erweisen sich die Erklärungen als nicht 
besonders belastbar. Im „Klein-Klein“ gewinnen die Bedenken die Oberhand, 
Kompromissbereitschaft ist – wenn überhaupt – nur ansatzweise erkennbar. Das Ergebnis 
ist gefühlter Stillstand.  

Der Kölner Haus- und Grundbesitzerverein fordert daher ein: 

Es muss ein Ruck durch Köln gehen.  
Wer nichts wagt, kann auch nicht gewinnen. 

Liebgewordenes muss in Frage gestellt werden, die eigenen Positionen müssen 
hinterfragt werden. Wenigstens die Bereitschaft dazu muss bestehen. Wer im Vorhinein 
Dinge ausschließt, wird keinen Fortschritt erreichen. Es zementiert sich ein Status Quo, 
der sich in einer ständig wandelnden Welt als Rückschritt erweist. 

Aufbruch für das Jahr 2026 
Nach der Kommunalwahl im letzten Jahr sehen wir uns mit einem Kölner Stadtrat 
konfrontiert, in dem es anscheinend unmöglich war, feste Bündnisse zu schließen. OB 
Torsten Burmester hat daher die Entscheidung getroffen, seine Vorhaben mit 
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wechselnden Mehrheiten umzusetzen. Das kann gut gehen, kann aber auch lähmenden 
Stillstand bedeuten. 
 
Wir begrüßen die umgehende Initiative des Oberbürgermeisters, sich mit der gesamten 
Wohnungswirtschaft an einen Tisch zu setzen, um Strategien zu erarbeiten, das Angebot 
an Wohnraum in Köln spürbar auszuweiten. Hierzu bedarf es wichtiger 
Grundeinstellungen, die der Kölner Haus- und Grundbesitzerverein von allen einfordert. 
 
Änderung des Mindsets 
Wenn sich alle Akteure zu mehr Wohnraum bekennen, dann muss sich dies auch im 
täglichen Handeln niederschlagen. Hinter dem Ziel für mehr Wohnraum haben sich alle 
Dezernate und Dezernenten zu versammeln. Aufgabe der Dezernate ist es, zu 
ermöglichen und nicht durch interne Vorgaben zu verhindern. Viel zu oft werden 
Bauprojekte durch verwaltungsbedingte Einzelinteressen behindert, unnötig verteuert 
oder gar unmöglich gemacht.  
 
Mehr wagen 
Viel zu oft setzen sich bei vielen Projekten die Bedenkenträge durch. „Hätte, Könnte, 
Sollte“: Die Verwendung des Konjunktivs muss aufhören. Stattdessen muss nach 
umsichtiger Abwägung das Handeln die Oberhand gewinnen. Unzählige Beratungsrunden 
ziehen Vorhaben derart in die Länge und nehmen somit einen solch zeitlich großen 
Umfang in Anspruch, dass die ursprünglichen Parameter des Handels massive 
Änderungen erfahren und so ganze Projekte unter vollkommen anderen Vorzeichen 
geplant werden müssen. 
 
Entscheidungsprozesse müssen so aufgesetzt werden, dass Entscheidungen auch 
zeitnah zu treffen sind. Dabei ist ein gewisses Risiko der Fehlentscheidung einzugehen. 
Nur so aber lässt sich Fortschritt erreichen, der der Allgemeinheit zum Wohle reicht. 
 
Fakten anerkennen 
Zahlen sprechen oft schon für sich – das sollte man annehmen. 
Trotzdem zeigen sich bestimmte Kreise auch neutralen Zahlen gegenüber unbeeindruckt 
und verfolgen eine Agenda weiter, die mit der vorherrschenden Faktenlage nicht in 
Einklang zu bringen ist. 
Dies gilt insbesondere auch für den Wohnungsbau. Nach wie vor werden vor allem im 
politischen Raum Forderungen erhoben, die mit wirtschaftlichem Handeln nicht vereinbar 
sind. Hinweise aus der Wirtschaft, dass unter gegebenen Umständen nicht investiert 
werden kann, werden z.B. als „unanständiges Renditestreben“ verurteilt. Wenn man aus 
Teilen der Verwaltung hört, das eigene Handeln sei nicht den Renditeerwartungen der 
freien Wirtschaft verpflichtet, dann verkennt dies sträflich die Tatsache, dass sich 
Investitionen für den Unternehmer immer auszahlen müssen. In gleicher Weise gilt dies 
auch für die privaten Kleinvermieter, für die der Kölner Haus- und Grundbesitzerverein 
durch das IW Köln sehr aussagekräftige Daten hat zusammentragen lassen. 
 
10 Punkte Plan der Wohnungswirtschaft 
Unter den oben genannten Überschriften steht auch der 10 Punkte Plan der Kölner 
Wohnungswirtschaft.  
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Der Kölner Haus- und Grundbesitzerverein unterstützt ausdrücklich die Initiative des 
Kölner Oberbürgermeisters Torsten Burmester, durch Einführung des Köln Standards und 
das Projekt „Köln baut bezahlbar“, den Wohnungsbau nun endlich nach vorne zu bringen. 
 
Aber auch dieses Vorhaben kann nur dann Erfolg haben, wenn alle Protagonisten sich die 
o.g. Punkte zu eigen machen. Der Kölner Haus- und Grundbesitzerverein fordert daher alle 
Akteure, insbesondere aber die Politik als letztlich entscheidendes Organ, auf, 
Denkblockaden abzulegen und diese Prozesse ergebnisoffen mitzutragen. 
Nur so ist auch nur annähernd ein Ergebnis zu erwarten, dass die gesteckten Ziele 
erreichen kann. 
 
 
Ausgabenkontrolle bei städtischen Projekten und Verhinderung von unsinnigen 
Vorhaben 
Die Zusage von Seiten der Politik und des Oberbürgermeisters aus dem Wahlkampf, die 
Hebesätze der Grundsteuer konstant zu halten, hat sich leider nicht bewahrheitet. 
 
Der Verein nimmt jedoch den Oberbürgermeister beim Wort, zeitnah die Ausgaben der 
Stadt unter eine Ausgabenkontrolle zu stellen. Der Verein sieht mit Sorge auf die vielen 
Großprojekte, die zum Teil noch gar nicht angefangen wurden, für die sich der Erfahrung 
nach aber schon voraussagen lässt, dass ursprünglich veranschlagte Kostenrahmen nicht 
zu halten sind. 
Hier sind vor allem die vielen maroden Museen zu nennen, die Museumsneubauten oder 
auch die Sanierungen der Kölner Brücken. 
Vor diesem Hintergrund sieht der Kölner Haus- und Grundbesitzerverein auch die vom 
Verkehrsdezernenten Egerer geplante Einspurigkeit der Mülheimer Brücke überaus 
kritisch, da sie die Bürger der Stadt beim Pendeln in und aus der Stadt heraus erheblich 
beinträchtigen wird – dies vor allem so lange, wie der ÖPNV keine massive Ausweitung 
seiner Kapazitäten erfahren wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


